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. Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über eine 

Umlage für Hebammen-Lehranstalten 
Vom 16. Mai 1989 

Aufgrund des § 17 Abs. 4a Satz 3 des Krankenhausfi­
nanzierungsgesetzes - KHG - in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 23. Dezember 1985 (BGBL 1986 I 
S. 33), geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. 1 S. 2477), wird verordnet: 

Artikel 1 

§ 1 der Verordnung über eine Umlage für Hebammen­
Lehranstalten vom 14. Februar 1984 (GV. NW. S. 198), ge­
ändert durch Verordnung vom 16. Juli 1986 (GV. NW. 
S. 583), erhält folgende Fassung: 

,,§ 1 

(1) Zugelassene Krankenhäuser im Sinne des § 108 des 
Sozialgesetzbuches - Gesetzliche Krankenversiche­
rung - (SGB V) vom 20. Dezember 1988 (BGBl. 1 
S.2477) haben für jedes geburtshilfliehe Bett, das im 
Krankenhausplan des Landes Nordrhein-Westfalen 
ausgewiesen ist oder aufgrund eines Versorgungsver~ 
trages nach § 108 Nr. 3 SGB V vorgehalten wird, eine 
Umlage für Hebammen-Lehranstalten (Umlage) zu 
entrichten, es sei denn, daß sie selbst eine Hebammen~ 
Lehranstalt nach dem Krankenhausplan betreiben. 
Die Umlage beträgt im Jahre 1989 1046,- DM und ab 
dem Jahre 1990 1010,- DM jährlich. 

(2) Die Umlage richtet sich nach der Bettenzahl, die zu 
Beginn des Jahres, für das die Umlage erhoben wird. 
im Feststellungsbescheid gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 7 in 
Verbindung mit § 13 Abs. 2 des Krankenhausgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen - KHG NW - vom 3. 
November 1987 (GV. NW. S. 392) im Betten-Ist ausge­
wiesen ist oder nach § 108 Nr. 3, § 109 SGB V vorgehal­
ten wird." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1989 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 16. Mai 1989 

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

J ohannes Rau 

Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

Hermann Heinemann 

- GV. NW. 1989 S. 302. 

Gesetz 
über die Sicherung und Nutzung öffentlichen 

Archivguts im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Archivgesetz Nordrhein-Westfalen -

ArchivG NW) 
Vom 16. Mai 1989 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

I. 
Staatliches Archivgut 

§ 1 
Aufgaben der staatlichen Archive 

(1) Die staatlichen Archive haben die Aufgabe, Unterla­
gen von Behörden, Gerichten und sonstigen Stellen des 

;, ~. 

Landes auf ihre Archivwürdigkeit hin zu werten und die 
als archivwürdig erkannten Teile als Archivgut zu über­
nehmen, zu verwahren und zu ergänzen, zu erhalten und 
instand zu setzen, zu erschließen und für die Benutzung 
bereitzustellen sowie zu erforschen und zu veröffentli­
chen. Diese Aufgabe erstreckt sich auch auf Unterlagen 
der Rechtsvorgänger des Landes Nordrhein-Westfalen 
und der Funktionsvorgänger der in Satz 1 genannten Stel­
len. 

(2) Die staatlichen Archive können auch Archivgut an­
derer Herkunft übernehmen, an dessen Verwahrung, Er­
schließung und Nutzung ein öffentliches Interesse besteht. 

(3) Sie können die Behörden, Gerichte und sonstigen 
Stellen des Landes bei der SChriftgutverwaltung beraten. 

(4) Sie nehmen Aufgaben im Rahmen der archivari­
schen Aus- und Fortbildung wahr. 

(5) Die Landesregierung kann den staatlichen Archiven 
andere als in diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvor­
schriften genannte Aufgaben übertragen, die in sachli­
chem Zusammenhang mit dem staatlichen Archivwesen 
stehen. 

§2 

Archivgut 

(1) Archivgut sind alle im Archiv befindlichen Unterla~ 
gen, die bei den in § 1 Abs. 1 genannten Stellen entstanden 
und archivwürdig sind. Es umfaßt Akten, Schriftstücke, 
Drucksachen, Karteien, Dateien, Karten, Pläne, Plakate, 
Siegel, Bild-, Film- und Tondokumente sowie sonstige In­
formationsträger und die auf ihnen überlieferten Infor­
mationen einschließlich der zu ihrer Auswertung erfor­
derlichen Programme oder vergleichbarer Hilfsmittel. 

(2) Archivwürdig sind Unterlagen, die für Wissenschaft 
oder Forschung, für Gesetzgebung, Regierung, Verwaltung 
oder Rechtsprechung oder zur Sicherung berechtigter Be­
lange Betroffener oder Dritter von bleibendem Wert sind. 
Über die Archivwürdigkeit entscheiden die staatlichen Ar~ 
chive unter fachlichen Gesichtspunkten. Archivwürdig 
sind auch Unterlagen, die nach anderen Vorschriften dau­
ernd aufzubewahren sind. 

(3) Archivgut sind auch archivwürdige Unterlagen, die 
die staatlichen Archive von anderen als den in § 1 Abs. 1 
genannten Stellen oder von natürlichen oder juristischen 
Personen des privaten Rechts übernommen oder erwor­
ben haben. 

(4) Zwischenarchivgut sind die von einem staatlichen 
Archiv zur vorläufigen Aufbewahrung übernommenen 
Unterlagen, aus denen die archivwürdigen Stücke noch 
nicht ausgewählt worden sind. 

§3 
Ablieferungspflicht 

(1) Die Behörden, Gerichte und sonstigen Stellen des 
Landes haben alle Unterlagen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden, unverzüglich dem 
jeweils zuständigen staatlichen Archiv zur übernahme 
anzubieten. Spätestens 60 Jahre nach Entstehung sind 
Unterlagen als Zwischenarchivgut dem zuständigen staat­
lichen Archiv zu übergeben, soweit keine anderen Rechts­
vorschriften entgegenstehen, die eine längere Verwah­
rung bei den abgebenden Stellen festlegen. 

(2) Anzubieten und zu übergeben sind auch Unterlagen, 
die 

1. personenbezogene Daten enthalten, welche nach einer 
Vorschrift des Landesrechts gelöscht werden müßten 
oder nach Rechtsvorschriften des Bundes oder des 
Landes gelöscht werden könnten, sofern die Speiche­
rung der Daten nicht unzulässig war, 

2. einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis oder 
sonstigen Rechtsvorschriften über Geheimhaltung un­
terliegen; nach § 203 Abs. 1 Nrn. I, 4 oder 4 a des Straf~ 
gesetzbuches geschützte Unterlagen einer Beratungs­
stelle dürfen nur in anonymisierter Form angeboten 
und übergeben werden. 

(3) Art und Umfang der zu archivierenden Unterlagen 
können vorab zwischen dem zuständigen staatlichen Ar­
chiv und der abliefernden Stelle vereinbart werden. Die 
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fachlich zuständige oberste Landesbehörde kann im Ein­
vernehmen mit dem Kultusminister für ihren Geschäfts­
bereich oder für Teile ihres Geschäftsbereichs im Ver­
waltungswege einheitliche Regelungen treffen. 

(4) Für programmgesteuerte, mit Hilfe von ADV-Anla­
gen geführte Datenbestände sind Art und Umfang sowie 
die Form der Darstellung der zu archivierenden Daten 
vorab einvernehmlich zwischen der abliefernden Stelle 
und dem zuständigen staatlichen Archiv festzulegen. so­
fern keine einheitliche Regelung nach Absatz 3 Satz 2 be­
steht. Datenbestände, die aus verarbeitungstechnischen 
Gründen vorübergehend vorgehalten werden, sind nicht 
anzubieten. 

(5) Entscheidet das zuständige staatliche Archiv nicht 
innerhalb eines halben Jahres über die Übernahme der 
angebotenen Unterlagen, erlischt für diese die Anbie­
tungs- und Ablieferungspflicht. 

(6) Juristische Personen des öffentlichen Rechts -
mit Ausnahme der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(§ 10) -, die der Aufsicht des Landes unterstehen und über 
kein eigenes Archiv verfügen, das archivfachlichen Anfor­
derungen genügt, bieten Unterlagen, die zur Erfüllung ih­
rer Aufgaben nicht mehr benötigt werden, dem jeweils zu­
ständigen staatlichen Archiv zur Übernahme an. Absatz 2, 
Absatz 3 Satz 1 sowie die Absätze 4 und 5 gelten entspre­
chend. Die staatlichen Archive können das angebotene 
Archivgut übernehmen, verwahren, erhalten, erschließen 
und allgemein nutzbar machen. Bei der Übernahme kann 
ein Rücknahmerecht für den Fall vereinbart werden, daß 
die übergebende Stelle ein Archiv, das archivfachlichen 
Anforderungen genügt, einrichtet und unterhält. Eine An­
bietungspflicht gegenüber den staatlichen Archiven be­
steht nicht, wenn die Unterlagen einer für Archivierungs­
zwecke geschaffenen Gemeinschaftseinrichtung oder ei­
nem anderen Archiv angeboten werden, sofern diese die 
Verwahrung gemäß § 4 Abs. 7 und 8 und die Nutzung ge­
mäß §§ 5 bis 7 gewährleisten und archivfachlichen Anfor­
derungen genügen. Ein Archiv genügt archivfachlichen 
Anforderungen, wenn es 

a) hauptamtlich oder hauptberuflich von Personal betreut 
wird, das die Befähigung für eine Laufbahn des Archiv­
dienstes besitzt oder sonst fachlich geeignet ist, oder 

b) von einer Dienststelle fachlich beraten wird, bei der ein 
Archivar mit der Befähigung für eine Laufbahn des Ar­
chivdienstes tätig ist. 

§4 
Verwahrung 

(1) Staatliches Archivgut ist in staatlichen Archiven zu 
verwahren; es ist unveräußerlich. 

(2) Mit Genehmigung des Kultusministers kann staatli­
ches Archivgut aufgrund eines schriftlichen Verwah­
rungsvertrags in einem anderen hauptamtlich fachlich be­
treuten Archiv verwahrt werden, wenn dafür ein fachli­
cher Grund gegeben ist 

(3) Mit Genehmigung des Kultusministers kann staatli­
ches Archivgut an Träger anderer hauptamtlich fachlich 
betreuter öffentlicher Archive unentgeltlich nur übereig­
net werden, wenn dies von der Herkunft des staatlichen 
Archivguts her fachlich geboten und Gegenseitigkeit ver­
bürgt ist. 

(4) Die staatlichen Archive können Archivgut des Bun­
des nach Maßgabe des Bundesarchivgesetzes verwahren, 
soweit es der Ergänzung ihres Archivguts dient 

(5) Die staatlichen Archive können Archivgut privater 
Herkunft verwahren, soweit daran ein öffentliches Inter­
esse besteht. Sie können dabei mit den Eigentümern pri­
vaten Archivguts Vereinbarungen treffen, die einen be­
sonderen Umgang mit dem Archivgut entsprechend den 
Interessen des Eigentümers regeln. 

(6) Die nichtarchivwürdigen Stücke staatlichen Zwi­
sChenarchivguts sind so lange aufzubewahren, bis die ab­
liefernde Stelle oder deren Rechtsnachfolger sie zur Ver­
nichtung freigegeben hat; erfolgt die Freigal?e zur Ver­
nichtung nicht innerhalb von 30 Jahren nach Ubernahme, 
so können sie zurückgegeben werden. 

(7) Die staatlichen Archive haben durch geeignete tech­
nische und organisatorische Maßnahmen die dauerhafte 

Erhaltung und Benutzbarkeit des Archivguts sowie seinen 
Schutz vor unbefugter Nutzung oder Vernichtung sicher­
zustellen. Sie haben insbesondere technische und organi­
satorische Maßnahmen zur Sicherung solcher Unterlagen 
zu treffen, die personenbezogene Daten enthalten oder ei­
nem besonderen gesetzlichen Geheimnisschutz unterlie­
gen (§ 3 Abs. 2). 

(8) Rechtsansprüche Betroffener auf Löschung unzuläs­
sig gespeicherter personenbezogener Daten bleiben unbe­
rührt. Bestreitet ein Betroffener die Richtigkeit personen­
bezogener Daten in dem Archivgut und läßt sich weder die 
Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen, sind diese 
zu anonymisieren oder zu sperren; die staatlichen Archive 
können jedoch verlangen, daß an die Stelle der Anonymi­
sierung oder Sperrung eine Gegendarstellung des Betrof­
fenen tritt, soweit dadurch dessen schutzwürdige Belange 
angemessen berücksichtigt werden. 

§5 
Nutzung durch die abliefernde Stelle 

(1) Die abliefernde Stelle hat das Recht, Archivgut, das 
aus ihren Unterlagen ausgewählt worden ist, jederzeit zu 
nutzen. Dies gilt nicht für personenbezogene Daten, die 
aufgrund einer Rechtsvorschrift hätten gesperrt oder ge­
löscht werden müssen. In diesen Fällen besteht das Nut­
zungsrecht nur nach Maßgabe des § 7, jedoch nicht zu den 
Zwecken, zu denen die personenbezogenen Daten gespei­
chert worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt für Zwischenarchivgut entsprechend. 

§6 
Nutzung durch Betroffene 

(1) Betroffenen ist auf Antrag Auskunft aus öffentli­
chem Archivgut und Zwischenarchivgut zu erteilen oder 
Einsicht in dieses zu gewähren, soweit es sich auf ihre 
Person bezieht und die Betroffenen Angaben machen, die 
das Auffinden der Unterlagen mit angemessenem Auf­
wand ermöglichen. Dies gilt nicht, soweit die Auskunft 
oder Einsicht dem Wohl der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder wesentliche Nachteile bereiten 
würde oder soweit das Archivgut nach einer Rechtsvor­
schrift oder wegen der überwiegenden berechtigten Inter­
essen einer dritten Person geheimgehalten werden muß. 
Die Entscheidung nach Satz 2 trifft das Archiv im Einver­
nehmen mit der abliefernden Stelle. 

(2) Absatz 1 gilt auch für ReChtsnachfolger von Betrof­
fenen. 

§7 
Nutzung durch Dritte 

(1) Archivgut kann nach Ablauf der Sperrfristen gemäß 
Absatz 2 nutzen, wer ein berechtigtes Interesse an der 
Nutzung glaubhaft macht. Ein berechtigtes Interesse ist 
insbesondere gegeben, wenn die Nutzung zu amtlichen, 
wissenschaftlichen oder publizistischen Zwecken oder zur 
Wahrnehmung von persönlichen Belangen begehrt wird. 

(2) Archivgut darf frühestens nach Ablauf von 30 Jahren 
seit Entstehung der Unterlagen genutzt werden. Unterlag 
Archivgut einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
oder besonderen Rechtsvorschriften über Geheimhaltung, 
darf es erst 60 Jahre nach Entstehung der Unterlagen ge­
nutzt werdeIL Bezieht es sich nach seiner Zweckbestim­
mung oder nach seinem wesentlichen Inhalt auf eine na­
türliche Person, so darf es frühestens 10 Jahre nach deren 
Tod genutzt werden; ist der Todestag dem Archiv nicht be­
kannt. endet die Sperrfrist 90 Jahre nach der Geburt. Fri­
sten und Nutzungsrechte aufgrund anderer Rechtsvor­
schriften oder besonderer Vereinbarungen mit Eigentü­
mern beim Erwerb privaten Archivguts bleiben unbe­
rührt. 

(3) Die Sperrfristen nach Absatz 2 gelten nicht für sol­
che Unterlagen, die bereits bei ihrer Entstehung zur Ver­
öffentlichung bestimmt waren. 

(4) Die Sperrfristen nach Absatz 2 können verkürzt wer­
den, im Falle von Absatz 2 Satz 3 jedoch nur, wenn 

a) die Betroffenen, im Falle ihres Todes deren Rechts­
nachfolger, in die Nutzung eingewilligt haben oder 
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b) das Archivgut zu benannten wissenschaftlichen Zwek­
ken genutzt wird und dann durch geeignete Maßnah­
men sichergestellt ist, daß schutzwürdige Belange Be­
troffener nicht beeinträchtigt werden. 

Die Sperrfristen können um höchstens 20 Jahre verlän­
gert werden, wenn dies im öffentlichen Interesse geboten 
ist. Über die Verkürzung oder Verlängerung der Sperrfri­
sten entscheidet, soweit keine anderen Zuständigkeiten 
festgelegt sind, der Kultusminister. 

(5) Die Nutzung ist einzuschränken oder zu versagen, 
wenn 

a) Grund zu der Annahme besteht. daß dem Wohl der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
wesentliche Nachteile entstehen, oder 

b) Grund zu der Annahme besteht, daß schutzwürdige Be­
lange einer Person beeinträchtigt werden, oder 

c) die Geheimhaltungspflicht nach § 203 Abs. 1 bis 3 des 
Strafgesetzbuches oder andere Rechtsvorschriften 
über Geheimhaltung verletzt würden oder 

d) der Erhaltungszustand des Archivguts gefährdet würde 
oder 

e) ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand entstehen 
würde. 

Sie kann an Bedingungen und Auflagen gebunden wer­
den. Verschlußsachen dürfen nur mit Zustimmung der ab­
liefernden Stelle genutzt werden. 

(6) Für die Nutzung von Zwischenarchivgut gelten die 
Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

§8 
Benutzungs- und Gebührenordnung 

(1) Einzelheiten der Benutzung des Archivguts der 
staatlichen Archive, insbesondere das Antrags- und Ge­
nehmigungsverfahren, die Sorgfaltspflichten bei der Nut­
zung, die Versendung und Ausleihe von Archivgut und die 
Herstellung von Kopien und Reproduktionen, regelt der 
Kultusminister durch Rechtsverordnung. 

(2) Die Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnah­
me der staatlichen Archive richtet sich nach dem Gebüh­
rengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen und der auf­
grund dieses Gesetzes erlassenen Gebührenordnung. 

§9 
Archivgut des Landtags 

(1) Der Landtag entscheidet in eigener Zuständigkeit, ob 
bei ihm entstandene Unterlagen, die zur Erfüllung der 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden, von ihm selbst ar­
chiviert oder dem Nordrhein-Westfälischen Hauptstaats­
archiv zur Übernahme angeboten werden. 

(2) Sofern der Landtag ein eigenes Archiv unterhält, re­
gelt er die Einzelheiten der Benutzung in eigener Zustän­
digkeit. 

II. 
Kommunales Archivgut 

§ 10 
Kommunales Archivgut 

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände tragen für 
ihr Archivgut in eigener Zuständigkeit Sorge, indem sie es 
insbesondere verwahren, erhalten, erschließen und nutz­
bar machen. 

(2) Sie erfüllen diese Aufgabe durch 

a) Errichtung und Unterhaltung eigener Archive oder 
b) Unterhaltung einer für Archivierungszwecke geschaf­

fenen Gemeinschaftseinrichtung oder 
c) Übergabe zur Verwahrung ihres Archivguts in einem 

anderen öffentlichen Archiv. 

Die Archive und archivischen Gemeinschaftseinrichtun­
gen müssen den archivfachlichen Anforderungen im Sin­
ne des § 3 Abs. 6 Satz 6 genügen. 

(3) Archivwürdige Unterlagen, die zur Aufgabenerfül­
lung nicht mehr benötigt werden, sind in das Archiv zu 
übernehmen. § 2 und § 3 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(4) § 4 Abs. 7 und 8, §§ 6, 7 und 12 Abs. 2 gelten entspre­
chend. Über die Verlängerung oder Verkürzung von 
Sperrfristen (§ 7 Abs. 4), über die Einschränkung oder 
Versagung der Nutzung (§ 7 Abs. 5) sowie über den Erlaß 
einer Benutzungsordnung und die Erhebung von Gebüh­
ren entscheiden die Gemeinden und Gemeindeverbände 
in eigener Zuständigkeit. Rechtsansprüche auf Nutzung, 
die sich aus kommunalrechtlichen Bestimmungen oder 
anderen Rechtsvorschriften ergeben, bleiben unberührt. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten für örtliche und gleichgestellte 
Stiftungen (§ 2 Abs. 3 StiftG NW) entsprechend. 

III. 
Sonstiges öffentliches Archivgut 

§1l 
Sonstiges öffentliches Archivgut 

Archivwürdige Unterlagen der in § 3 Abs. 6 Satz 1 ge­
nannten Stellen, die eigene Archive im Sinne von § 3 
Abs. 6 Satz 6 unterhalten, sind in diese Archive zu über­
nehmen, sobald sie zur Aufgabenerfüllung nicht mehr be­
nötigt werden. Im übrigen gelten für diese Archive § 1 
Abs. 1 und 2, § 2, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 7 und 8 sowie §§ 6, 7 und 
12 Abs. 2 entsprechend, sofern keine besonderen gesetzli­
chen Regelungen bestehen. Über die Verlängerung oder 
Verkürzung von Sperrfristen (§ 7 Abs. 4), über die Ein­
schränkung oder Versagungder Nutzung (§ 7 Abs. 5) sowie 
über den Erlaß einer Benutzungsordnung und die Erhe­
bung von Gebühren entscheidet der Träger des Archivs. 

IV. 
Schlußvorschrliten 

§ 12 
Unterlagen von Stellen des Bundes, 

bundesrechtliche Geheimhaltungsvorschriften 

(1) Für Archivgut, das gemäß § 2 Abs. 3 Satz 1 Bundesar­
chivgesetz von Stellen des Bundes den staatlichen Archi­
ven übergeben worden ist, gelten § 2 Abs. 4 Satz 2 sowie 
die §§ 4 und 5 Abs. 1 bis 7 und 9 Bundesarchivgesetz ent­
sprechend. 

(2) Für Archivgut, das Rechtsvorschriften des Bundes 
über die Geheimhaltung im Sinne der §§ 8, 10 und 11 Bun­
desarchivgesetz unterliegt und das von anderen als den in 
§ 2 Abs. 1 Bundesarchivgesetz genannten Stellen öffentli­
chen Archiven übergeben worden ist, gelten § 2 Abs. 4 
Satz 2 und § 5 Abs. 1 bis 7 und 9 Bundesarchivgesetz ent­
sprechend. 

§ 13 
Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, für die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und die Lan­
desanstalt für Rundfunk Nordrhein-Westfalen sowie für 
öffentlich-rechtliche Unternehmen mit eigener Rechts­
persönlichkeit, die am Wettbewerb teilnehmen, und deren 
Zusammenschlüsse. 

(2) Bestehende Eigentums- und sonstige Rechtsverhält­
nisse am Archivgut werden durch dieses Gesetz nicht be­
rührt. 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 26 vom 13. Juni 1989 305 

§ 14 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 16. Mai 1989 

Die Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(L. S.) 
Der Ministerpräsident 

Johannes Rau 
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Der Innenminister 

Schnoor 

Der Justizminister 

Rolf Krumsiek 

Der Kultusminister 

Hans Schwier 

Der Minister für 
Wissenschaft und Forschung 

Anke Brunn 

Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

Hermann Heinemann 

Der Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Technologie 

Reimut Jochimsen 

Der Minister für Bundesangelegenheiten 

Günther Einert 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 

Klaus Matthiesen 

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr 

Christoph Zöpel 

Der Finanzminister 

Heinz Schleußer 

- GV. NW. 1989 S. 302. 

Gesetz 
zur Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 

(LABG) 
Vom 16. Mai 1989 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Artikel I 

Das Lehrerausbildungsgesetz (LABG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. August 1979 (GV. NW. 
S. 586), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 1984 
(GV. NW. S. 370). wird wie folgt geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Wer die Befähigung zu einem Lehramt erwor­
ben hat, kann die Befähigung zu einem weiteren 
Lehramt dadurch erwerben, daß er eine Erste 
Staatsprüfung besteht, die auf dieses Lehramt be-

":'.".'" 

zogen ist Vor Aufnahme der Unterrichtstätigkeit 
ist eine unterrichtspraktische Einführung in das 
neue Lehramt zu gewährleisten. Das Nähere regelt 
der Kultusminister durch Verwaltungsvorschrif­
ten." 

b) In Absatz 3 wird der zweite Halbsatz gestrichen. 
Das Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt. 

2. In § 15 erhält Nr. 3 folgende Fassung: 

,,3. das Studium von zwei Unterrichtsfächern oder ei­
nes Lernbereichs gemäß § 12 
oder 
das Studium eines Unterrichtsfaches gemäß § 13." 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
"Die mündlichen Prüfungen werden vor einem 
Prüfungsausschuß abgelegt." 

b) In Absatz 5 Nr. 13 werden die Wörter "von Teilprü­
fungen und von Teilen dieser Prüfungen" gestri­
chen. 

c) In Absatz 5 werden nach Nummer 13 als neue 
Nummern eingefügt: 
,,14. Umfang der nachzuweisenden Studien sowie 

Art, Zahl und Gegenstand der abzulegenden 
Prüfungen und der Leistungsnachweise, die 
der Bewerber bei der Zulassung zu Erweite­
rungsprüfungen (§ 21 Abs.1) vorzulegen hat, 

15. Art, Zahl und Umfang der bei Erweiterungs­
prüfungen (§ 21 Abs. 1) geforderten Prüfungs­
leistungen." 

Die bisherige Nummer 14 wird Nummer 16. 

4. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die folgenden Sätze angefügt: 
"Das Beamtenverhältnis des Bewerbers, der die 
Zweite Staatsprüfung bestanden oder endgültig 
nicht bestanden hat, endet zu dem Zeitpunkt, in 
dem er die Prüfung abgelegt hat. Die Prüfung ist 
abgelegt, sobald dem Bewerber das Prüfungsergeb­
nis schriftlich bekanntgegeben ist. Die schriftliche 
Bekanntgabe erfolgt bei bestandener Prüfung im 
Verlauf der ersten Hälfte des letzten Ausbildungs­
monats, bei endgültig nicht bestandener Prüfung 
unmittelbar nach der Prüfung." 

b) In Absatz 3 werden die Wörter "aus schriftlichen 
Arbeiten, Unterrichtsproben und mündlichen Prü­
fungen" durch die Wörter "aus einer schriftlichen 
Arbeit, Unterrichtsproben und mündlichen Prüfun­
gen" ersetzt. 

e) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "die schriftli-
chen Arbeiten werden ... " durch die Wörter "die 
schriftliche Arbeit wird ... " ersetzt. 

d) In Absatz 4 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 
"Die Unterrichtsproben und die mündlichen Prü­
fungen werden vor einem Prüfungsausschuß abge­
legt, der über das Ergebnis der Zweiten Staatsprü­
fung unter Berücksichtigung der schriftlichen Ar­
beit entscheidet" 

e) Absatz 5 Nr. 6 entfällt. 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 1. Halbsatz erhält folgende Fassung: 
"Der Kultusminister kann eine andere für ein 
Lehramt geeignete Prüfung als Erste Staatsprü­
fung anerkennen;" 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 ein­
gefügt: 
,,(3) Der Kultusminister kann eine andere für ein 
Lehramt geeignete Prüfung als Erweiterungsprü­
fung zu einer bereits bestandenen Ersten Staats­
prüfung in einem Fach anerkennen." 

c) Der bisherige Absatz 3 Satz 1 wird Absatz 4. 

d) Der bisherige Absatz 3 Satz 2 entfällt. 
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